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Terminhinweise für Medien

Donnerstag, 6. Mai, 12 Uhr, Projektwerkstatt, Hochstraße 29 
Stadtschulrat Florian Kraus übergibt an den Verein „schule und beruf“ ei-
nen Lkw aus städtischen Beständen. Das Fahrzeug wurde vorher von der 
Jugendverkehrsschule genutzt und wird nun dem Verein kostenlos überlas-
sen. Der Verein „schule und beruf“ ist Träger der Projektwerkstatt, deren 
pädagogisches Angebot für Schulklassen aus Mittel- und Förderschulen 
überwiegend vom Referat für Bildung und Sport finanziert wird. In der Pro-
jektwerkstatt können Jugendliche unter pädagogischer sowie handwerkli-
cher Anleitung zum Beispiel Einrichtungsgegenstände für das Klassenzim-
mer, die Schule oder den Pausenhof bauen. Ziel der Projektwerkstatt ist 
es, kognitive mit praktischen Fertigkeiten zu vereinen. Mehr Infos unter 
www.projektwerkstatt.org. 
Achtung Redaktionen: Der Termin ist für Fotografen geeignet.

Bürgerangelegenheiten

Montag, 10. Mai, 19 Uhr, Kulturzentrum Trudering, Wasserburger Land-
straße 32 (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 15 (Trudering-Riem). Weil zur Minimierung 
eines Corona-Ansteckungsrisikos die Abstände zwischen den Teilneh-
mer*innen eingehalten werden müssen, stehen unter Umständen nur we-
nige Plätze für Besucher*innen zur Verfügung.

Montag, 10. Mai, 19.30 Uhr, Turnhalle der Grundschule am Canisius-
platz 2 (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 20 (Hadern). Auf der Tagesordnung ste-
hen auch Bürgerfragen. Weil zur Minimierung eines Corona-Ansteckungs-
risikos die Abstände zwischen den Teilnehmer*innen eingehalten werden 
müssen, stehen unter Umständen nur wenige Plätze für Besucher*innen 
zur Verfügung.

http://www.projektwerkstatt.org
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Meldungen

Impf-Telefon ab sofort auch für über-60-jährige Münchner*innen
(3.5.2021) Das Impf-Telefon der Stadt München zur Registrierung im bay-
erischen Impfportal BayIMCO steht ab sofort auch allen über-60-jährigen 
Münchner*innen ohne eigenen Online-Zugang zur Verfügung. Sie können 
sich unter der Telefonnummer 089/90429-2222 täglich von 8 bis 18 Uhr 
im Impfportal registrieren lassen. Sobald der Algorithmus des Registrie-
rungsportals sie als impfberechtigt auswählt, erhalten sie per Brief eine 
Termineinladung und können dann über das Impf-Telefon ihren Termin ver-
einbaren, jedoch erst nach dieser schriftlichen Aufforderung. Bislang war 
das Impf-Telefon für Münchner*innen über 70 Jahre reserviert.
Impfwillige mit eigenem Online-Zugang registrieren sich zunächst im Impf-
portal unter www.impfzentren.bayern. Sobald das Impfzentrum Termine 
freischaltet, generiert das Impfportal aus den registrierten Personen auto-
matisiert eine Reihenfolge nach Impf-Priorisierung und versendet dieser 
Reihenfolge entsprechend eine Aufforderung zur Terminvereinbarung.
Gesundheitsreferentin Beatrix Zurek ruft alle Münchnerinnen und Münch-
ner auf, sich schnellstmöglich im bayerischen Impfportal BayIMCO regis-
trieren zu lassen: „Die Landeshauptstadt München setzt alles daran, die 
Bevölkerung durch eine Impfung vor dem Corona-Virus zu schützen. Inzwi-
schen werden bereits die Personen aus der 3. Prioritätsgruppe im Impf-
zentrum Riem geimpft. Deshalb appelliere ich dringend an alle Impfberech-
tigten: Registrieren Sie sich bei BayIMCO und vereinbaren Sie, sobald Sie 
eine Einladung bekommen, einen Termin. Wenn Sie beim Hausarzt geimpft 
werden, löschen Sie bitte Ihre Registrierung bei BayIMCO, damit die Daten 
der Impfberechtigten aktuell bleiben.“

München-Gutscheine als Geschenk zum Muttertag
(3.5.2021) Am Sonntag, 9. Mai, ist Muttertag. München Tourismus bietet 
zu diesem besonderen Tag Geschenkgutscheine für spannende Entde-
cker-Touren durch die Stadt an. Sie können eingelöst werden, sobald die 
Einschränkungen durch die Corona-Pandemie überstanden sind. 
Über dieses Geschenk kann man sich gleich mehrmals freuen: beim Aus-
packen, beim Pläne schmieden und schließlich, wenn man zum Beispiel 
bei der „Viertelliebe-Tour“ Mamas Lieblingsecke neu erkundet. Oder das 
Rathaus endlich einmal auch von innen entdeckt. Oder bei der „Münchner 
Kindl Tour“ erfährt, wo das Münchner Kindl ins Bett gebracht wird.
Wer es ganz besonders gut meint zum Muttertag, verschenkt das Gut-
scheinpaket, das eine Rathaus-Führung, eine Turmauffahrt im Rathaus, eine 
Altstadtführung und eine „Münchner Kindl Tour“ umfasst. Ganz exklusiv 

http://www.impfzentren.bayern
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kann eine Führung auch nach eigenen Wünschen oder nach denen der 
Mama gebucht werden, für die ganze Familie mit bis zu 15 Personen.
Die Gutscheine sind ab Ausstellungsdatum drei Jahre bis Jahresende gül-
tig. Erworben werden können sie online unter www.einfach-muenchen.de/
gutscheine. Sie werden als PDF per E-Mail zugeschickt. Sobald die Tourist 
Informationen wieder geöffnet haben und Führungen angeboten werden 
dürfen, können die Gutscheine in der Info am Hauptbahnhof, Luisenstraße 
1, und in der im Rathaus eingelöst werden.
Die Vorfreude steigern und etwas Gutes tun – das geht ganz einfach auch 
bei der Auer Dult-Gutscheinaktion. Damit kann man beim nächsten Dult-
besuch sein Lieblingsstandl unterstützen und zudem bei jedem Kauf zehn 
Prozent sparen. Die Gutscheine sind auf jeder Dult gültig und können on-
line erworben werden unter https://t1p.de/gutscheinaktion-auer-dult.
Achtung Redaktionen: Druckfähige Fotos für die touristische Berichter-
stattung über München stehen unter www.muenchen.de/fotoservice zum 
Download bereit.

AWM informiert auf Englisch über Zero-Waste-Konzept
(3.5.2021) Der Abfallwirtschaftsbetrieb München (AWM) stellt das städti-
sche Zero-Waste-Konzept im „Europa-Mai“ nun auch Englisch sprechen-
den Bürger*innen vor. Bei der digitalen Informationsveranstaltung können 
alle Interessierten in englischer Sprache am Mittwoch, 5. Mai, von 17 bis 
18 Uhr mitdiskutieren, Fragen zum Zero-Waste-Konzept stellen und sich 
darüber schlau machen, wie in München in den kommenden Jahren mög-
lichst wenig Müll entstehen soll. Anmeldungen unter https://t1p.de/zero-
waste.
Der Münchner Stadtrat hat im Juli 2020 einen wichtigen Beschluss zum 
Thema Abfallwirtschaft gefasst. Darin beauftragt er den AWM, eine Kreis-
laufwirtschaftsstrategie sowie ein Zero-Waste-Konzept zu erstellen. Letz-
teres soll in enger Kooperation mit städtischen Referaten, Institutionen, 
Organisationen und der Zivilgesellschaft erarbeitet werden. Um nicht nur 
Deutsch sprechende Münchner Bürger*innen in das Konzept einzube-
ziehen, veranstaltet der AWM nun dieses internationale digitale Event 
auf Englisch. Die Veranstaltung ist auch ein Partner-Event im Rahmen der 
Green Week Brussels 2021, die wie jedes Jahr von der EU-Kommission 
veranstaltet wird und sich mit Umweltthemen beschäftigt.
Mit dem Münchner Europa-Mai setzt München auch 2021 gemeinsam ein 
Zeichen für Europa: Gerade in diesen Zeiten vor Corona ist es wichtig, die 
europäischen Grundwerte zu leben und gemeinsam über die europäische 
Zukunft zu diskutieren. Mit der Initiative macht München auf Europa auf-
merksam und bietet einen Monat lang viele europäische Mitmachaktionen 

http://www.einfach-muenchen.de/gutscheine
http://www.einfach-muenchen.de/gutscheine
https://t1p.de/gutscheinaktion-auer-dult
http://www.muenchen.de/fotoservice
https://t1p.de/zerowaste
https://t1p.de/zerowaste
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und Austauschmöglichkeiten. Mehr Infos zum Europa-Mai gibt es unter 
https://europa-mai.de.

Vortrag: Photovoltaik für Fassade, Carport oder Terrassenüberdachung
(3.5.2021) Das Bauzentrum München lädt in Kooperation mit der Münch-
ner Volkshochschule (MVHS) am Donnerstag, 6. Mai, 18.30 Uhr, ein zum 
Online-Vortrag „Photovoltaik für Fassade, Carport oder Terrassenüber-
dachung“. Die Teilnahme ist kostenfrei. Die erforderliche Anmeldung ist 
ausschließlich online möglich unter https://t1p.de/M324229.
Photovoltaik-Anlagen auf Dächern sind inzwischen weit verbreitet. Verbes-
serte Systeme für Solar-Fassaden sowie Glas-Glas-Module mit Zulassung 
für einen Carport oder eine Terrassenüberdachung bieten jetzt neue inte-
ressante Optionen. Alfred Bäder, Dipl.-Ing. Elektrotechnik, erläutert ihre 
Wirkungsweise, ihre Vor- und Nachteile sowie die Grundlagen zur Dimen-
sionierung und Kosten/Nutzen-Abschätzung eines Vorhabens. Aktuelle För-
derprogramme werden ebenfalls vorgestellt. 
Weitere Infos unter veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum, per E-Mail 
an bauzentrum@muenchen.de oder telefonisch unter 546366-0.

Gemeinsamer Finanz- und Gesundheitsausschuss nicht öffentlich
(3.5.2021) Der gemeinsame Finanz- und Gesundheitsausschuss am Diens-
tag, 4. Mai, 14 Uhr, wurde in der Rathaus Umschau vom Freitag versehent-
lich als öffentlich angekündigt. Die Sitzung ist nicht öffentlich.

https://europa-mai.de
https://t1p.de/M324229
http://veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum


Rathaus Umschau
3.5.2021, Seite 6

Antworten auf Stadtratsanfragen
Montag, 3. Mai 2021

Informationsveranstaltung zur Situation der Uiguren in China
Antrag Stadtrats-Mitglieder Christian Müller, Cumali Naz, Marian Offman,
Dr. Constanze Söllner-Schaar und Christian Vorländer (SPD-Fraktion) vom 
13.12.2019

Domagkpark: Restmittel aus der SEM für Ausbau der Kunst- & Kultur- 
infrastruktur 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Beatrix Burkhardt, Richard Quaas, Sebastian 
Schall und Dorothea Wiepcke (CSU-Fraktion) vom 30.4.2020

Modal Split Ziel 2025 
Anfrage Stadträte Hans Hammer und Alexander Reissl (CSU-Fraktion) vom 
17.3.2021
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Informationsveranstaltung zur Situation der Uiguren in China
Antrag Stadtrats-Mitglieder Christian Müller, Cumali Naz, Marian Offman,
Dr. Constanze Söllner-Schaar und Christian Vorländer (SPD-Fraktion) vom 
13.12.2019

Antwort Oberbürgermeister Dieter Reiter:

Sie beantragen, dass die Landeshauptstadt München eine Informations-
veranstaltung zur Situation der Uiguren in China ausrichtet und hierzu 
Interessierte, Expert*innen und Betroffene einlädt. Außerdem sollen Mög-
lichkeiten für die Hilfestellung für Betroffene durch die Landeshauptstadt 
München aufgezeigt werden.

Zur Antragsbegründung haben Sie Folgendes ausgeführt:
„Dokumente aus dem Inneren des chinesischen Staatsapparates sollen 
die systematische Überwachung und Unterdrückung der Uiguren belegen. 
So soll mindestens eine Million der muslimischen Minderheit der Uiguren 
in Erziehungslagern interniert sein. Aus den Dokumenten geht auch her-
vor, dass seitens der chinesischen Staatsführung ein hartes Vorgehen ge-
gen die muslimische Minderheit angeordnet worden sei. Die Menschen in 
den Lagern sollen zu Lerninhalten gezwungen werden und bei Ablehnung 
drohe Folter und Repression.
Da in München der Verein Uigurische Gemeinde in Europa e.V. seinen Sitz 
hat und in München die größte Uigurische Gemeinde Europas lebt, ist ein 
Diskurs über die geschilderte Situation auch mit Beteiligung der Öffentlich-
keit, mit Fachleuten und Betroffenen zu führen.“

Für die von Ihnen gewährte Fristverlängerung bedanke ich mich. Mit Ihrem 
Einverständnis beantworte ich Ihren Antrag per Brief.

Die Situation der Uigur*innen in China fällt als diplomatische Thematik in 
die Zuständigkeit des Auswärtigen Amts. Die Pflege der Beziehungen zu 
auswärtigen Staaten ist gemäß Art. 32 Abs. 1 Grundgesetz (GG) Sache des 
Bundes. Er hat für die auswärtigen Angelegenheiten die ausschließliche 
Gesetzgebungskompetenz (Art. 73 Abs. 1 Nr. 1 GG). Hinzu kommt das 
Handeln der Europäischen Union auf internationaler Ebene nach Maßgabe 
der Art. 23 ff. des EU-Vertrages (EUV). Zudem ist die Lage der Menschen-
rechte im autonomen Gebiet Xinjiang/China auch eine Angelegenheit der 
internationalen Staatengemeinschaft. Die Landeshauptstadt München ist 
folglich hier nicht zuständig. 
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Auf EU- und Bundesebene wird die problematische Situation der Ui-
gur*innen in China sehr ernst genommen und in den zuständigen Gremien 
immer wieder behandelt.
Die Bundesregierung mit Bundeskanzlerin und Auswärtigem Amt als fe-
derführendem Ministerium sowie der Hohe Vertreter für Außen- und Si-
cherheitspolitik, die Präsidentin der EU-Kommission und der Präsident des 
Europäischen Rates als Exekutivorgane bemühen sich in ihren jeweiligen 
Funktionen und Zuständigkeiten auf allen zur Verfügung stehenden Ebenen 
in bilateralen und multilateralen Gremien, die chinesische Regierung an die 
Einhaltung ihrer international zugesagten Verpflichtungen zu erinnern und 
diese einzufordern.

Der Bundestag, die zuständigen Ausschüsse – hier sind vor allem der Aus-
wärtige Ausschuss und der Ausschuss für Menschenrechte und humani-
täre Hilfe zu nennen – sowie das Europäische Parlament und die auch hier 
insbesondere zuständigen Ausschüsse für Auswärtige Angelegenheiten 
sowie für Menschenrechte behandeln das Thema regelmäßig und fordern 
von den Exekutivorganen Informationen über die Entwicklung der Situ-
ation, über die unternommenen Anstrengungen und bringen Vorschläge 
ein. Der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe führte am 
18.11.2020 eine Anhörung zur Lage der Menschenrechte in China durch. 
Die Lage der uigurischen Volksgruppe in der Volksrepublik China war ein 
Schwerpunktthema. Abgeordnete und Ausschüsse beider Parlamente setz-
ten sich darüber hinaus im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten für die Verbesserung der Situation der Uigur*innen ein.

In verschiedenen Antworten auf Anfragen von Bundestagsfraktionen und 
Abgeordneten sowie bei der Behandlung von Anträgen informiert die Bun-
desregierung über ihre kontinuierlichen, vielfältigen und umfangreichen 
Bemühungen im bilateralen Austausch mit der chinesischen Regierung, 
mit Bündnispartner*innen sowie in multilateralen Organisationen auf allen 
Ebenen, die zur Verfügung stehen. Auch die Exekutivorgane der EU infor-
mieren das EU-Parlament und dessen Ausschüsse.

Aktuell haben am 22.3.2021 die Außenminister der EU-Mitgliedsstaaten 
im Rat der EU nach 30 Jahren erstmals wieder Sanktionen gegen China 
beschlossen (Beschluss (GASP) 2021/481). Die Maßnahmen richten sich 
gegen Personen und Organisationen, die für schwere Menschenrechtsver-
letzungen und -verstöße verantwortlich sind. Ins Visier genommen wurden 
Verantwortliche für die Menschenrechtsverletzungen in der Region Xinji-
ang.



Rathaus Umschau
3.5.2021, Seite 9

Die EU-Verordnung 2020/1998 und der Beschluss (GASP) 2020/1999 vom 
7.12.2020 sehen als globale Sanktionsregelungen der EU im Bereich der 
Menschenrechte das Einfrieren der Vermögenswerte der in den Sanktions-
listen aufgeführten Personen und Organisationen vor. Außerdem dürfen 
ihnen keine Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen mehr zur Verfügung 
gestellt werden. Zudem ist ihnen die Einreise in die EU verboten.

Auch auf Landesebene wurden in Bayern Anfragen und Anträge zur Situ-
ation der Uiguren eingebracht, die in den entsprechenden Ausschüssen 
und im Plenum behandelt wurden. Am 7.11.2019 beschloss der Landtag 
auf Antrag der SPD: „Der Landtag betrachtet mit Sorge, dass sich in den 
vergangenen zehn Jahren die Menschenrechtssituation der Uiguren in der 
Volksrepublik China dramatisch verschlechtert hat. Der Landtag fordert die 
Staatsregierung auf, sich in geeigneter Art und Weise für eine Verbesse-
rung der Situation der Uiguren einzusetzen.“

Zu den Bemühungen der zuständigen Organe auf EU-, Bundes- und Lan-
desebene habe ich Ihnen nachfolgend einige Aktivitäten der letzten Zeit 
zusammengestellt:

-	 B9-0248/2019-Entschließungsantrag des Europäischen Parlaments zur 
Lage der Uiguren in China vom 17.12.2019

-	 EU-Kommission und EU-Ratspräsidentschaft fordern anlässlich des 
Digitalgipfels von Leipzig vom 14.9.2020 den Zugang von unabhängigen 
Beobachtern nach Xinjiang

-	 EU-China-Investitionsschutzabkommen in der Fassung der vorläufigen 
Einigung vom 22.1.2021 (Internet https://trade.ec.europa.eu/doclib/
press/index.cfm?id=2237 mit Abrufsstand 15.3.2021): Die Präambel 
nimmt Bezug auf die Menschenrechtserklärung der UN von 1948

-	 EU-ABl. L 99I vom 22.3.2021, S. 25
-	 Deutscher Bundestag Drs. 19/18014, 19/18890; Drs. 19/19883, 

19/20411; Drs. 19/17687, 19/20346
-	 Bayerischer Landtag Drs. 18/3384, Drs. 18/4434, Drs. 18/4663

Was die kommunale Ebene betrifft, so hat diese für das Wohl und die 
Sicherheit der Stadtgesellschaft vor Ort zu sorgen. Dies gilt auch für die 
in München lebenden Uigur*innen. Dies sind laut Landtagsdrucksache 
18/3384 in München knapp 800 Menschen. Die Stadt ist hier insbesondere 
zuständig für die Regelung der ausländerrechtlichen Belange, sie bietet 
bei Bedarf direkte, individuelle Hilfestellungen und fördert bzw. unterstützt 
Maßnahmen zur Erhaltung der kulturellen Identität. Anlässlich Ihres Antra-

https://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=2237
https://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=2237
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ges habe ich mich mit den städtischen Referaten abgestimmt, die bei ihrer 
Tätigkeit mit Aspekten der Thematik in Berührung kommen:

-	 Mit der Prüfung der humanitären Aufenthalte befasst sich das Kreisver-
waltungsreferat. Im Vollzug des Ausländerrechts folgt es bei Asylverfah-
ren den Vorgaben der Länderempfehlung des Bundesamtes für Migra-
tion und Flüchtlinge, die auf den Ad-hoc-Lagebericht des Auswärtigen 
Amtes und dessen Empfehlung verweist. Demnach ist bis auf weiteres 
von Rückführungen von Uigur*innen nach China abzusehen. Uiguri-
sche Asylbewerber*innen, deren Asylantrag abgelehnt wurde und die 
eine veränderte Verfolgungssituation vorbringen wollen, können einen 
Asylfolgeantrag stellen (vgl. Bundestag Drs. 19/4421 Antwort auf Frage 
Ziffer 21).

-	 Für die verschiedensten und sehr individuellen Lebenslagen bietet die 
Landeshauptstadt München vielfältige Unterstützungsleistungen an, 
sowohl direkt durch ihre eigenen Dienst- und Beratungsstellen als auch 
über Projekte von städtisch geförderten freien Träger*innen. 

	 Im Sozialreferat betrifft dies v.a. die Themenbereiche Leistungen für 
Geflüchtete, Förderung der Selbsthilfe und Vernetzung von Migrant*in-
nenselbsthilfeorgansationen.  
Zu nennen ist hier insbesondere der Förderverein Refugio München 
e.V., dessen Hilfsangebot auch den in München lebenden Uigur*innen 
zur Verfügung steht.  
Refugio ist ein Beratungs- und Behandlungszentrum für Geflüchtete, 
das nahezu hälftig durch Fördermittel der Landeshauptstadt München 
(Sozialreferat und Gesundheitsreferat) finanziert wird. Es bietet Men-
schen Hilfe, die aus ihren Herkunftsländern vor Krieg, Verfolgung und 
Folter geflohen sind und auf der Flucht Schreckliches erleben mussten.

-	 Bereits seit 2015 fördert das Kulturreferat Kulturveranstaltungen der ui-
gurischen Community in München. Zu nennen sind hier der Kulturverein 
ARZU e.V. und der Weltkongress der Uiguren e.V. Im Wesentlichen geht 
es den Vereinen um die Pflege und die Präsentation von Kulturtechniken 
in der Diaspora in Form von Märchenerzählungen, Liedern und Tänzen. 

	 Durch öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen bemüht sich der Welt-
kongress der Uiguren e.V. zusammen mit anderen in München ansäs-
sigen uigurischen Vereinen, auf die schwierige und menschenrechtlich 
sehr bedenkliche Situation der Uigur*innen in China aufmerksam zu ma-
chen und den Facettenreichtum der uigurischen Kultur zu präsentieren. 
Das Kulturreferat unterstützt Veranstaltungen dieser Art in der Regel 
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durch die Übernahme von Honoraren für Künstler*innen und Kurator*in-
nen.

	 Zudem ist das Kulturreferat seit dem Jahr 2000 Kooperationspartner 
des P.E.N. (Poets, Essayists, Novelists) Zentrums Deutschland beim Wri-
ters-in-Exile-Programm. Bei diesem Programm können sich auch uiguri-
sche Autor*innen, die politisch verfolgt sind, bewerben und vorschlagen 
lassen. Das Kulturreferat stellt zwei städtische Wohnungen mietfrei zur 
Verfügung, in denen ausgewählte Autor*innen zwischen ein und drei 
Jahren wohnen können. Die Belegung erfolgt durch das P.E.N. Zentrum; 
die bzw. der Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien 
vergibt ein Stipendium.

Zusammenfassend darf ich festhalten, dass durch die zuständigen Stellen 
auf nationaler und internationaler Ebene Aktivitäten und Initiativen erfol-
gen, die unmittelbar auf die Situation der Uigur*innen in China abzielen. 
Menschenrechtsverletzungen vor Ort müssen aufgeklärt und Verantwortli-
che müssen mit individuellen Sanktionen belegt werden. Auf kommunaler 
Ebene unterstützt und fördert die Landeshauptstadt München primär das 
Leben und Wirken der in unserer Stadt lebenden uigurischen Gemeinde. 
Ich bitte deshalb um Verständnis, dass ich eine Informationsveranstaltung 
und einen Diskurs über die geschilderte Situation der Uigur*innen in China 
unter Beteiligung der Öffentlichkeit, mit Fachleuten und Betroffenen, wie 
Ihrerseits beantragt, mangels kommunaler Zuständigkeit nicht durchführen 
kann. Für Anliegen auf kommunaler Ebene stehen die Fachreferate jedoch 
stets gerne beratend und unterstützend zur Verfügung.

Ich gehe davon aus, dass die Angelegenheit hiermit abgeschlossen ist.
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Domagkpark: Restmittel aus der SEM für Ausbau der Kunst- & Kultur- 
infrastruktur 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Beatrix Burkhardt, Richard Quaas, Sebastian 
Schall und Dorothea Wiepcke (CSU-Fraktion) vom 30.4.2020

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk:

Der o.g. Antrag wurde dem Referat für Stadtplanung und Bauordnung zur 
federführenden Bearbeitung zugeleitet. In diesem beantragen Sie, dass 
die Restmittel aus der Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme „Funkka-
serne“ für den Ausbau bzw. die Erweiterung des bestehenden Künstler-
hauses verwendet werden sollen.

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtratsmit-
glieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadtrat 
zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages betrifft jedoch eine laufende An-
gelegenheit, deren Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO 
dem Oberbürgermeister obliegt. Bei der Beurteilung der Möglichkeit, die 
Finanzmittel aus der „Als-Ob-Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme“ 
(im Folgenden: Als-Ob-SEM) zu verwenden, handelt es sich um eine reine 
Rechtsfrage. Nach dem Baugesetzbuch ist die Verwendungsmöglichkeit 
eine automatische Rechtsfolge für Maßnahmen der SEM. Diese Vorschrif-
ten sind nach dem Kaufvertrag mit der Bundesanstalt für Immobilienaufga-
ben (BImA) über die ehemalige Funkkaserne entsprechend anzuwenden. 
Sie haben zur Folge, dass ein Einzelvorhaben aus den Geldmitteln finan-
ziert werden kann, soweit es der Als-Ob-SEM entspricht. Eine eigenstän-
dige beschlussmäßige Entscheidung durch den Stadtrat über das Ob und 
das Wie der Mittelverwendung ist dagegen nicht möglich. Zur Finanzierung 
ist ein Beschluss über ein entsprechendes konkretes Ausbau- bzw. Erwei-
terungsvorhaben zu fassen. Die Finanzierungsmöglichkeit folgt dann aus 
der durch den Kaufvertrag entsprechend anwendbaren Vorschrift des Bau-
gesetzbuches zur städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme, deren Umset-
zung das konkrete Vorhaben dann dienen müsste.

Zu Ihrem Antrag vom 30.4.2020 teilt Ihnen das Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung Folgendes mit:

Eine Entscheidung über den Einsatz der Finanzmittel der Als-Ob-SEM 
Funkkaserne kann nur im Rahmen einer Entscheidung über ein konkretes 
Ausbau- bzw. Erweiterungsvorhaben getroffen werden. Ob eine Verwen-
dung der Finanzmittel möglich ist, kann ohne ein konkretes Projekt nur 
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schwer beurteilt werden. Abstrakt lassen sich nur die folgenden Aussagen 
treffen:

Die Finanzierungsmöglichkeit ist aufgrund der strengen gesetzlichen 
Zweckbindung der Gelder davon abhängig, ob das konkrete Projekt noch 
als Teil der Als-Ob-SEM anzusehen ist und seine Aufnahme in diese sog. 
Gesamtmaßnahme den gesetzlichen Vorschriften zur städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme entspricht. Dazu muss das Projekt vor allem den 
Zielen und Zwecken der Als-Ob-SEM entsprechen und zu ihrer Erreichung 
erforderlich, insbesondere bedarfsdeckend sein. Dies wäre im Falle eines 
konkreten Projekts zu prüfen.
Die gesetzesähnliche Durchführung der Entwicklung der Funkkaserne hat 
die Landeshauptstadt München in dem Kaufvertrag über die Kasernenflä-
che mit der BImA vertraglich vereinbart.

Die Aufnahmemöglichkeit eines Ausbau- bzw. Erweiterungsvorhabens im 
derzeitigen Verfahrensstadium ist ebenfalls sodann im Rahmen eines kon-
kreten Projekts genauestens zu prüfen. Seit ca. August 2020 sind nämlich 
alle bisher zur Umsetzung der verfolgten Ziele und Zwecke erforderlichen 
Baumaßnahmen abgeschlossen. Eine Entwicklungsmaßnahme (hier also 
Als-Ob-SEM) ist aber grundsätzlich zu beenden, sobald alle Umsetzungs-
maßnahmen ausgeführt und die angestrebten Ziele erreicht sind. Dement-
sprechend prüft das Referat für Stadtplanung und Bauordnung derzeit auch 
den Maßnahmenabschluss.

Nach den entsprechend anwendbaren gesetzlichen Vorschriften muss 
eine Als-Ob-SEM auch zügig durchgeführt werden. Angesichts des bereits 
erfolgten Abschlusses aller erforderlichen Baumaßnahmen sowie der ge-
nannten grundsätzlichen Beendigungspflicht muss damit auch die zügige 
Umsetzung eines weiteren Ausbau- bzw. Erweiterungsvorhabens gewähr-
leistet sein, was sodann am konkreten Projekt zu prüfen ist. Jede weitere 
Projektaufnahme und jede Verzögerung des Abschlusses bedürfen wegen 
des Maßnahmenfortschritts einer besonderen sachlichen Rechtfertigung.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten.
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Modal Split Ziel 2025 
Anfrage Stadträte Hans Hammer und Alexander Reissl (CSU-Fraktion) vom 
17.3.2021

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

Mit dem Schreiben vom 17.3.2021 haben Sie gemäß § 68 GeschO fol-
gende Anfrage an Herrn Oberbürgermeister gestellt, die vom Mobilitätsre-
ferat beantwortet wird. 

In Ihrer Anfrage führen Sie Folgendes aus:
„Frau Bürgermeisterin Habenschaden erwähnt laut Presseberichterstat-
tung in einem Pressegespräch, das sie zusammen mit dem Mobilitäts-
referenten abgehalten hat, einen Stadtratsbeschluss zur Verkehrspolitik. 
Dort habe der Stadtrat beschlossen, dass bis zum Jahr 2025 ca. 80% aller 
Wege in München zu Fuß, mit dem Rad oder dem Öffentlichen Nahverkehr 
erbracht werden sollen. Daher fragen wir den Oberbürgermeister Dieter 
Reiter:“

Frage:
Wir bitten um die Nennung des konkreten Beschlusses, auf den sich Frau 
Bürgermeisterin Habenschaden bezieht.

Antwort:
Das Zitat von Frau Bürgermeisterin Habenschaden bezog sich auf das vom 
Stadtrat übernommene Ziel des Bürgerbegehrens „Sauba sog I“ (mindes-
tens 80% des Verkehrs innerhalb des Münchner Stadtgebiets bis zum Jahr 
2025 durch abgasfreie Kraftfahrzeuge, den ÖPNV sowie den Fuß- und Rad-
verkehr) im Rahmen der Beschlussfassung „Luftreinhalteplan München – 
Entscheidungen Bayerisches Verwaltungsgericht München; Sachstand und 
weiteres Vorgehen“ (Sitzungsvorlagen Nr. 14-20/V07383, Beschluss der 
Vollversammlung des Münchner Stadtrates vom 25.1.2017).
Dies wurde mündlich von Frau Bürgermeisterin Habenschaden ausgeführt, 
wie aus der Presseberichterstattung zur Pressekonferenz, zum Beispiel 
des Bayerischen Rundfunks, zu entnehmen ist:  
„Bis zum Jahr 2025 sollten 80 Prozent des Stadtverkehrs aus Fußgängern, 
Radfahrern, den öffentlichen Verkehrsmitteln und der Elektromobilität be-
stehen“, sagte Bürgermeisterin Katrin Habenschaden (Fraktion Die Grünen 
– Rosa Liste) bei der Vorstellung des neuen Referats: „Dies ist nötig, um 
den prognostizierten Verkehrskollaps in München zu verhindern und um 
unsere städtischen Klimaschutzziele zu erreichen.“
Quelle: BR24-Artikel „Konzepte gegen den Dauer-Stau in München“ 
vom 22.3.2021, www.br.de/nachrichten/bayern/konzepte-gegen-den-dau-
er-stau-in-muenchen

http://www.br.de/nachrichten/bayern/konzepte-gegen-den-dauer-stau-in-muenchen
http://www.br.de/nachrichten/bayern/konzepte-gegen-den-dauer-stau-in-muenchen
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Dieter Reiter
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Öffentlicher Raum für alle: Einrichtung von „Stadtterrassen“ ermöglichen

Antrag

Das Kreisverwaltungsreferat und das Baureferat werden aufgefordert, für den anstehenden Corona-
Sommer Möglichkeiten zu schaffen, wie die Einrichtung allgemein nutzbarer Stadtterrassen im 
öffentlichen Raum insbesondere auf noch nicht so attraktiven und weniger intensiv genutzten Plätzen 
schnell unkompliziert genehmigt werden kann. Das Verfahren erfolgt vereinfacht in Anlehnung an die 
auf Parkplätzen möglichen Parklets. Für Grünanlagen können temporäre Gestaltungen oder 
Möblierungen ohne flächige Versiegelung geprüft werden.

Begründung

Jetzt im Frühjahr steigt auch die Anzahl der Menschen, die es ins Freie zieht. Um eine möglichst 
große Entzerrung zu schaffen, ist es dringend geboten, möglichst dezentral viele kleine attraktive 
Orte zu gestalten. In Ergänzung zu den kommerziellen Schanigärten und den für die Umnutzung von 
Parkplätzen angebotenen Parklets soll hier die Möglichkeit entstehen, dass Münchner*innen selbst in 
der eigenen Nachbarschaft kleine Aufenthaltsorte schaffen.

Wichtig ist hierbei, dass die Orte allen zugänglich sein müssen, nicht nur den Initiator*innen selbst. Je 
mehr solcher Terrassen im öffentlichen Raum entstehen, desto mehr wird es den Menschen 
ermöglicht, sich infektionsschutzkonform und ohne Konsumzwang an der frischen Luft zu treffen.

gez.

Lena Odell
Christian Vorländer
Micky Wenngatz
Andreas Schuster
Cumali Naz
Christian Köning
Barbara Likus
Lars Mentrup
Dr. Julia Schmitt-Thiel
Nikolaus Gradl
Julia Schönfeld-Knor
Klaus Peter Rupp

Dominik Krause
Paul Bickelbacher
Nimet Gökmenoğlu
Gudrun Lux
Thomas Niederbühl
Christian Smolka

Fraktion SPD/Volt Fraktion Die Grünen – Rosa Liste
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An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 
 München, 03.05.2021 
Antrag: 
Extra-Wurst für die Menterschwaige? LHM gibt Verfahren ab 
 
Die Landeshauptstadt München gibt das Verfahren rund um die Erweiterung und 
Sanierung des Biergartens an der Menterschwaige an die Regierung von 
Oberbayern ab, da ein Interessenskonflikt aufgrund von Geschäftsbeziehungen mit 
dem Investor besteht. 
 
Begründung:  

Der Betreiber und ein Investor des Biergartens an der Menterschwaige haben 
beantragt, dass der 200 Jahre alte Gasthof renoviert und erweitert werden soll.1 Die 
Lokalbaukommission hatte dies jedoch aus Denkmal- und Umweltschutzgründen 
abgelehnt.2 

Durch Aussagen und Anträge von politischen Vertretern wurde nun jedoch ein 
Politikum aus dem Geschäft der laufenden Verwaltung. CSU, die Grünen/rosa Liste 
und SPD/Volt haben sich öffentlich gegen die Stadtverwaltung gestellt und den Druck 
auf die Lokalbaukommission erhöht.345  

Vergangene Woche kam es nun zu einem Außentermin6 mit dem Betreiber, dem 
Investor, BA- und Stadtrats-Vertretern und der Lokalbaukommission, die schon vorab 
festgestellt hat, dass dieser eigentlich unnötig sei, da „das Erscheinungsbild für die 
Entscheidung […] keine Rolle gespielt [hat], da das Vorhaben […] bereits aus 
anderen Gründen unzulässig sei.“1 Selbst die Investoren zeigten sich ob dieses 
Angebots überrascht, da sie vorher – wie alle anderen Bürger*innen – eine 
standardisierte E-Mail erhalten haben, dass von Rückfragen abzusehen sei.7 

Da der Pächter Herr Schottenhamel als Wiesnwirt Geschäftspartner der LHM ist und 
politische Vertreter*innen bereits intensiv auf das Bau- und Sanierungsvorhaben 
Einfluss genommen haben, sollte die LHM die weitere Bearbeitung an die Regierung 
von Oberbayern abgeben, wo nochmals unpolitisch und unvoreingenommen über 

 
1 vgl. https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-menterschwaige-biergarten-streit-1.5271325  
2 vgl. https://www.tz.de/muenchen/stadt/muenchen-menterschwaige-harlaching-biergarten-restaurierung-areger-zr-
90461949.html  
3 vgl. https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-menterschwaige-biergarten-sanierung-1.5270088  
4 vgl. https://www.bild.de/bild-plus/regional/muenchen/muenchen-aktuell/bauantrag-abgelehnt-schottenhamel-geschockt-
menterschwaige-vor-aus-76064392.bild.html  
5 vgl. https://www.bild.de/regional/muenchen/muenchen-leute/erhalt-der-menterschwaige-jetzt-machen-auch-spd-und-gruene-
druck-76131012.bild.html  
6 vgl. https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-menterschwaige-biergarten-einigung-1.5277752  
7 vgl. https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-menterschwaige-biergarten-streit-1.5271325  

https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-menterschwaige-biergarten-streit-1.5271325
https://www.tz.de/muenchen/stadt/muenchen-menterschwaige-harlaching-biergarten-restaurierung-areger-zr-90461949.html
https://www.tz.de/muenchen/stadt/muenchen-menterschwaige-harlaching-biergarten-restaurierung-areger-zr-90461949.html
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-menterschwaige-biergarten-sanierung-1.5270088
https://www.bild.de/bild-plus/regional/muenchen/muenchen-aktuell/bauantrag-abgelehnt-schottenhamel-geschockt-menterschwaige-vor-aus-76064392.bild.html
https://www.bild.de/bild-plus/regional/muenchen/muenchen-aktuell/bauantrag-abgelehnt-schottenhamel-geschockt-menterschwaige-vor-aus-76064392.bild.html
https://www.bild.de/regional/muenchen/muenchen-leute/erhalt-der-menterschwaige-jetzt-machen-auch-spd-und-gruene-druck-76131012.bild.html
https://www.bild.de/regional/muenchen/muenchen-leute/erhalt-der-menterschwaige-jetzt-machen-auch-spd-und-gruene-druck-76131012.bild.html
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-menterschwaige-biergarten-einigung-1.5277752
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-menterschwaige-biergarten-streit-1.5271325
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das Verfahren entschieden werden kann. Gesetze und Vorgaben müssen für alle 
genau gleich gelten.  
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Herrn 
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

03.05.2021

Schriftliche Anfrage
Prämiensparverträge der Stadtparkasse München (SSKM)

In der Antwort zu unserer Anfrage 20-26 / F 00208 wurde unsere Frage Nr. 6 
zur Rückstellungsbildung in den handelsrechtlichen Jahresabschlüssen der SSKM 2019 und 
2020 nicht konkret beantwortet. Es wurde vielmehr auf die Antwort zur Frage 1 verwiesen. In
dieser Antwort zur Frage 1 wurde auf die Ablehnung der Allgemeinverfügung der BAFin 
hingewiesen. 

Wir bitten den Oberbürgermeister um die Beantwortung der folgenden Fragen:

1. Ist Ihre Antwort dahingehend auszulegen, dass in den Abschlüssen 2019 und 2020 
keine Rückstellungen für den Sachverhalt Prämiensparverträge gebildet wurden? 
Wir bitten um eine konkrete Antwort, da Sie der Beantwortung bereits 
in der Anfrage 20-26/F00155 vom 12. Januar 2021 ausgewichen sind. 

2. Falls Rückstellungen gebildet wurden, bitten wir um Angabe der Beträge und 
der Rückstellungsentwicklung seit dem Jahresabschluss 2017.

Stadträte: Prof. Dr. Jörg Hoffmann (Fraktionsvorsitzender)
Gabriele Neff (stellv. Fraktionsvorsitzende)
Fritz Roth
Richard Progl



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus
80331 München

Antrag
3.5.2021

Dringlichkeitsantrag für die Vollversammlung am 

5.5.2021: Rechtliche Prüfung von 
verpflichtenden Zwangstests an Schülern 
und ggf. sofortiges Einstellen 

Der Stadtrat möge beschließen:

Die Rechtsabteilung wird gebeten zu prüfen, ob 1.) die städtischen Schulen 
berechtigt sind, von Schülern das Vorlegen eines PCR-oder POC-Antigen-
Schnelltests zu verlangen; 2.) zu prüfen, ob überhaupt echte Freiwilligkeit 
besteht; 3.) zu prüfen, ob es zulässig ist, bei unterlassenen Tests dennoch 
anwesenden Schülern einen Schulverweis zu erteilen; 4.) zu prüfen, ob der 
Datenschutz der Schüler gewahrt wird; 5.) zu prüfen, ob Schulleiter und Lehrer 
ausreichend qualifiziert  und berechtigt sind Tests durchzuführen; 6.) zu prüfen, 
ob das Personal sich persönlich haftbar macht bei Verletzungen der Schüler 
während der Tests; 7.) zu prüfen, ob eine Gesundheitsgefahr von den 
Teststäbchen ausgeht.

Falls die Abteilung zu negativen Ergebnissen kommt, wird der OB aufgefordert, 
die monierten widerrechtlichen Maßnahmen einzustellen. Bei einem die 
Zulässigkeit der Maßnahmen bejahenden Ergebnis wird die Stadtverwaltung 
beauftragt, ein Konzept für Schüler anzubieten, die sich Zwangstests nicht 
unterwerfen aber dennoch am Präsenzunterricht teilnehmen wollen.

Ziel ist es, normalen Präsenzunterricht für alle Schüler in München herzustellen 
und keine Schüler mehr im Homeschooling zu verlieren.

Begründung:

Die Belastung der Münchner Schüler hat inzwischen ein unzumutbares Niveau 
erreicht. Wie die Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 02844 beschreibt, haben die 
Lockdowns erhebliche Auswirkungen auf die Psyche der Münchner Kinder. Sie 
leiden sehr unter den Kontakteinschränkungen und die Zahl der psychisch und 
physisch Geschädigten steigt enorm an. Immer mehr Kinder sind depressiv und 
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haben Zukunftsängste. Jugendeinrichtungen sind geschlossen und die 
Jugendsozialarbeiter erreichen die Kinder nicht mehr. Die Schulabsenzen sind 
gestiegen und die Auswirkungen auf die schulische Ausbildung sind noch gar 
nicht in ihrer immensen Tragweite abschätzbar. Eine hohe Dunkelziffer an 
Kindswohlgefährdung scheint auf.

Die finanzielle Situation vieler Familien wird immer prekärer und oft stehen 
Räumlichkeiten und oder elektronische Geräte nicht zur Verfügung, so dass 
immer mehr Kinder abgehängt werden. Was dies auch im Hinblick auf die 
künftige Münchner Bevölkerung bedeutet, die bis zu dreiviertel im jüngsten 
Segment Migrationshintergrund aufweist, ist kaum auszudenken. 

Die AfD Stadtratsgruppe erhielt ein Informationsschreiben des Wilhelm-
Hausenstein-Gymnasiums vom 23.4.2021 zugesandt, in welchem für Schüler der 
Q11 und Q12 verfügt wurde, dass diese zur Teilnahme am Präsenzunterricht drei 
Mal wöchentlich einen negativen PCR- oder POC-Antigen-Schnelltest vorweisen 
müssen. Wer sich daran nicht hält, erhält beim ersten Mal einen Verweis, beim 
zweiten Mal wird er vorläufig vom Unterricht an der Schule ausgeschlossen. Es ist
davon auszugehen, dass auch andere Gymnasien oder Schulen derartige 
Regelungen an die Eltern versandt haben. 

Es ist zu respektieren, dass Kinder (und auch Erwachsene) entsprechende 
Testungen ablehnen. Das Grundgesetz garantiert aber sowohl das Recht auf 
körperliche Unversehrtheit, als auch gleichzeitig das auf Bildung. Die immer 
wieder gemeldeten Verletzungen im Rahmen der nasal eingeholten Schnelltests 
mögen von manch einem als geringfügig erachtet werden, nichts desto trotz 
stellen auch sie einen nicht akzeptablen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit 
des Getesteten dar, sollte die Testung nicht auf freiwilliger Basis erfolgt sein. Von
Freiwilligkeit kann in diesem Fall jedoch sicher nicht mehr die Rede sein, wenn es
sich um eine Bedingung handelt um ein anderes grundgesetzlich verbrieftes 
Grundrecht in Anspruch nehmen zu können. 

Wir weisen darauf hin, dass Nase-Abstriche invasiven Charakter haben und 
diagnostische Eingriffe darstellen. Diese dürfen nur vorgenommen werden, wenn 
sie gem. § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG medizinisch indiziert sind. Sie dürfen also nur 
erfolgen, wenn Krankheitssymptome vorliegen. Dies ist bei über 99 % der Kinder 
sicher nicht der Fall, so dass hier schon keine Rechtsgrundlage für die Tests 
besteht. Die Verletzungsgefahr ist erheblich, so dass nur medizinisches Personal 
und kein Lehrpersonal oder Eltern als Laien invasive Tests durchführen dürfen. 
Den Beipackzetteln der benutzten Stäbchen ist zu entnehmen, dass deren 
Inhaltsstoffe diverse Gefahren bergen.

Der Datenschutz der Schüler wird auch nicht gewahrt. Es werden eine Unzahl an 
Daten erhoben und weitergegeben ohne dass die involvierten Testpersonen und 
deren Erziehungsberechtigte über Umfang und Endziel informiert werden. Eine 
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Einwilligung zur Weitergabe der Daten kann auch von diesen nicht wirksam 
eingeholt werden, da diese nur bei vorliegender Freiwilligkeit gem. Art. 4 Nr. 11 
DSGVO gilt. Freiwilligkeit ist durch die oben beschriebene Zwangssituation nicht 
gegeben.

Wer sich jetzt nicht für die Kinder einsetzt und weiterhin an unzumutbaren 
Maßnahmen festhält, hat sich dieser verlorenen Generation später gegenüber zu 
verantworten. 

Initiative:
Iris Wassill, ea. Stadträtin 
Markus Walbrunn, ea. Stadtrat 
Daniel Stanke, ea. Stadtrat
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen 
liegt jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

 
Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Montag, 3. Mai 2021 
 

 
Tram zeigt Flagge für Europa  
Pressemitteilung MVG 
 
Filmreihe „Radikale Wirklichkeit“: Dokumentarfilme 
kuratiert von Tunay Önder 
Pressemitteilung Münchner Kammerspiele 
 
Paukenschlag gegen die Einsamkeit am 1. Mai 2021  
Pressemitteilung MÜNCHENSTIFT GmbH 
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Tram zeigt Flagge für Europa 

 

Die Münchner Verkehrsgesellschaft (MVG) beflaggt ihre Trambahnen im 

„Europa-Mai“ mit Europa-Fähnchen. Anlass für den Europa-Mai ist der Eu-

ropatag, der alljährlich am 9. Mai stattfindet, und in München bereits zum 

zweiten Mal zu einem ganzen Aktionsmonat ausgeweitet wird. Gemeinsam 

mit der Landeshauptstadt München und der Vertretung der Europäischen 

Kommission in München setzt die MVG mit ihren Europa-Trams ein Zeichen 

für ein friedliches, demokratisches und rechtsstaatliches Europa.  

Ingo Wortmann, Katrin Habenschaden, Prof. Angelika Niebler und Dr. Jörg Wojahn 

(von links; vor dem Fahrzeug).  

 

Die erste beflaggte Tram haben Katrin Habenschaden, 2. Bürgermeisterin 

03.05.2021 
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von München, und Ingo Wortmann, Geschäftsführer der Münchner Verkehrsgesell-

schaft, auf die Strecke geschickt – gemeinsam mit Dr. Jörg Wojahn, dem Vertreter 

der Europäischen Kommission in Deutschland und der Europaabgeordneten Prof. 

Angelika Niebler. Das Fahrzeug vom Typ Avenio T2 startete an der Haltestelle 

Westfriedhof.  

 

Die Europa-Trams der MVG sind bis Ende des Monats auf dem gesamten Strecken-

netz unterwegs.  

 

Der Münchner Europa-Mai ist ein Projekt der Landeshauptstadt München und ihrer 

europäischen Partner. Während des Aktionsmonats bieten Organisationen, Institute 

und Kulturschaffende in München eine Vielzahl digitaler Angebote und Veranstal-

tungen zum Thema Europa. 
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Pressemitteilung  

München, den 30. April 2021 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

hiermit möchte ich Sie auf die Filmreihe „Radikale Wirklichkeit“ aufmerksam machen:  

Filmreihe „Radikale Wirklichkeit“  

Dokumentarfilme kuratiert von Tunay Önder  

Wann: Montag, 3. Mai 2021  

20:00-20:50 Uhr: Die Mauer ist uns auf den Kopf gefallen 
Diane Izabiliza. Deutschland, 2018  

21:00-22:30 Uhr: Zusammen haben wir eine Chance 
Nadiye Ünsal/ Zerrin Güneş/ Tijana Vukmirović. Deutschland, 2020 

Wo: Der Online-Stream wird auf der Startseite der Münchner Kammerspiele gezeigt: 

https://www.muenchner-kammerspiele.de/  

Karten: Die Karten können ab zehn Euro erworben werden: https://ww1.muenchner-

kammerspiele.de/inszenierung/radikale-wirklichkeit-filmreihe  

 

Die Filmreihe „Radikale Wirklichkeit“:  

Wenn die ganz normale Ordnung der Welt bestimmte Menschen systematisch marginalisiert, 

deklassiert, unterdrückt, diskriminiert oder gar tötet, dann gilt es, sich dieser Normalität aktiv zu 

widersetzen. Engagierte Filme können diese Widersprüche sicht- und hörbar machen, sie können 

kollektive Narrative der Dominanzgesellschaft ergänzen, in die hegemoniale Geschichtsschreibung 

intervenieren und eine Erinnerungskultur etablieren, die der postkolonialen Migrationsgesellschaft 

gerecht wird.  

Die Filmreihe “Radikale Wirklichkeit” widmet sich eben solchen widerständigen Stimmen und 

Akteur*innen in Deutschland. Die Filmemacher*innen Diane Izabiliza, Nadiye Ünsal, Zerrin Güneş, 

Tijana Vukmirović, Suli Kurban und Mala Reinhardt übersetzen den Spruch „Nothing about us without 

us“ in gelebte Realität. In ihren Filmen ist die Perspektive der (post-)migrantischen Gesellschaft sowohl 

vor als auch hinter der Kamera präsent. Sie dokumentieren generationsübergreifenden 

antirassistischen Widerstand, lokale Kämpfe und Erfahrungen von People of Color, Migrant*innen und 

Geflüchteten.  

https://www.muenchner-kammerspiele.de/
https://ww1.muenchner-kammerspiele.de/inszenierung/radikale-wirklichkeit-filmreihe
https://ww1.muenchner-kammerspiele.de/inszenierung/radikale-wirklichkeit-filmreihe
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Falckenbergstr. 2  
80539 München 

 

 

Weitere Informationen zu den Dokumentarfilmen:  

 

Die Mauer ist uns auf den Kopf gefallen: 

Während die hegemoniale Geschichtsschreibung ein einseitiges Narrativ um dieses historische Ereignis 

des Mauerfalls gebaut hat, beschäftigt sich der Film von Diane Izabiliza mit der Perspektive von Women 

of Color. Fünf Frauen aus Ost- und Westdeutschland erzählen im Gespräch über ihre Erinnerungen an 

den Mauerfall. Dabei greifen sie die pogromartige Stimmung auf, die nach dem Fall der Mauer ganz in 

Deutschland herrschte. Sie erzählen, wie sie sich gegenseitig stärkten und welche Umgangsstrategien 

sie entwickelten, um diese Zeit zu überstehen.  

 

Zusammen haben wir eine Chance:  

Aus der Perspektive rassismusbetroffener Menschen dokumentiert der Film antirassistische 

Bewegungen und Kämpfe seit der Wende. Er bringt bisher nicht erzählte Erfahrungen und Perspektiven 

zusammen und untersetzt diese mit Archivmaterial. Gemeinsam mit Aktivist*innen aus der Schwarzen 

deutschen Community, Geflüchteten, Nachkommen der «Gastarbeits»-Generation, einer Mapuche-

Aktivistin und anderen Zeitzeug*innen erzählt der Film von Selbstorganisierung, Solidarisierung und 

Widerstandsorten im Kampf gegen Rassismus, Kapitalismus und (Hetero-) Sexismus. 

 

Über einen Hinweis in Ihren Medien wäre ich dankbar.                                                                                                            

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung.  

 
Herzliche Grüße  
Zsaklin Diana Macumba  
 
Pressebüro   
T: 089-233 36820 
 



 
 

P r e s s e d i e n s t  

MÜNCHENSTIFT Gemeinnützige Gesellschaft der Landeshauptstadt München mbH 
Kirchseeoner Str. 3, 81669 München, Telefon 089 / 6 20 20-301, presse@muenchenstift.de   

Paukenschlag gegen die Einsamkeit 
am 01. Mai 2021  
 

Überall in Bayern setzte am 01. Mai 2021 um Punkt 11:00 Uhr der „Paukenschlag 

gegen die Einsamkeit“ der Josef und Luise Kraft-Stiftung ein Zeichen gegen die 

Einsamkeit. Insgesamt spielten über 100 Berufsmusiker*innen ein musikalisches 

Potpourri von Blasmusik, Volksliedern über Jazz bis hin zu Oldies vor Senioren-

einrichtungen der Arbeiterwohlfahrt, dem SeniorenWohnen BRK sowie vor den 

12 Einrichtungen der MÜNCHENSTIFT.  

 
München, 1. Mai 21.„Es war uns eine Herzensangelegenheit, ältere Menschen aus ihrer 

Corona bedingten Einsamkeit zu holen und ihnen zum Maifeiertag eine musikalische 

Freude zu bereiten. Dabei haben wir auch an die vielen freien Berufsmusiker*innen ge-

dacht, die seit Monaten nicht mehr arbeiten können und ihr Publikum vermissen. Des-

halb haben wir den Tag der Arbeit auch ganz bewusst dafür ausgewählt“, so berichtet 

Dr. Harald Mosler, Vorstand der Josef und Luise Kraft-Stiftung, der diese Aktion ins Le-

ben gerufen hat.  

 

Auch in den Häusern der MÜNCHENSTIFT GmbH lauschten die Bewohner*innen den 

musikalischen Darbietungen. „Das war eine tolle Idee, einen Paukenschlag gegen die 

Einsamkeit zu setzen!“, so Geschäftsführer Siegfried Benker. „Die Bewohnerinnen und 

Bewohner freuten sich über dieses Konzert, das eine willkommene Ablenkung für alle 

an diesem Feiertag war.“ 

 

An den Fenstern, auf den Balkonen, im Eingangsbereich und auf dem Vorplatz hatten 

sich in gebührendem Abstand die Senior*innen und ihre Pflegekräfte versammelt. 

Schlag 11:00 Uhr ertönten die ersten Klänge. „Die gespielten Stücke erinnerten mich an 

das Maibaumaufstellen in Moosach“, so Anni Topel, die seit 10 Jahren im Mathildenstift 

der MÜNCHENSTIFT wohnt. „Da könnte man doch glatt für einen Moment vergessen, 

dass wir mitten in einer Pandemie stecken.“ 

 
Fotos:  

MST_Impressionen des Paukenschlags vor dem Mathildenstift - Musiker vor dem Mathildenstift 
mit Bewohner*innen 
Bildnachweis: MÜNCHENSTIFT  
 
Die Josef und Luise Kraft-Stiftung setzt sich seit 30 Jahren für die Interessen älterer Menschen in der deut-
schen Gesellschaft ein. Dabei kooperiert die Stiftung mit verschiedensten Organisationen und Einrichtun-
gen, die lösungsorientierte und ideenreiche Projekte initiieren, mit denen der Brückenschlag in die Gesell-
schaft gelingt. Die Stiftung ist alleinige Eigentümerin des Baustoffhandelskonzerns KRAFT Baustoffe 
GmbH München und führt das Lebenswerk der Stifter Josef und Luise Kraft fort. Sie generiert ihre Spen-
denmittel in erster Linie aus den Erträgen ihres Unternehmens. 
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Die MÜNCHENSTIFT GmbH   

ist eine gemeinnützige Gesellschaft und hundertprozentige Tochtergesellschaft der Landeshauptstadt  

München. Mit rund 3.000 Bewohnerinnen und Bewohnern in 13 Häusern und einer breiten Palette an 

Wohn-, Service- und Pflegeangeboten ist sie der größte Dienstleister für Senioren in München. Das be-

darfsorientierte Angebot reicht vom Ambulanten Dienst, dem Menü-Service und der Tagespflege über 

das Wohnen mit Pflegeleistungen bis hin zu gerontopsychiatrischen Wohngruppen und der Hospizversor-

gung. Mit der Offenlegung der Prüfberichte schafft die MÜNCHENSTIFT Transparenz und Vertrauen in 

die Qualität ihrer Pflegeleistungen. Aktuell beschäftigt sie etwa 1.900 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

und ist bundesweit größter kommunaler Ausbilder in der Altenpflege. www.muenchenstift.de   

http://www.muenchenstift.de/
http://www.muenchenstift.de/
http://www.muenchenstift.de/
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